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Text 

Pflichten des Berechtigungsinhabers 
 

  § 20. Die Berechtigung verpflichtet deren Inhaber: 
 1. die Kraftfahrlinie während der gesamten Berechtigungsdauer den gesetzlichen Vorschriften, den 

Vorschreibungen der Berechtigung und dem Fahrplan entsprechend ununterbrochen zu betreiben 
(Betriebspflicht); 

 2. soweit seine für den regelmäßigen Betrieb erforderlichen Beförderungsmittel ausreichen und nicht 
Umstände, die er nicht abwenden konnte und denen er auch nicht abzuhelfen vermag, die Beförderung 
unmöglich machen, alle Fahrgäste und deren Gepäck den Beförderungsbedingungen entsprechend zu 
befördern (Beförderungspflicht); 

 3. die Beförderungspreise und die Beförderungsbedingungen in gleicher Weise gegenüber allen Benützern 
seiner Kraftfahrlinie zur Anwendung zu bringen; vom Berechtigungsinhaber gewährte Begünstigungen, 
die nicht unter den gleichen Bedingungen jedermann zugute kommen, sind unzulässig 
[Anwendungszwang von Beförderungspreisen (Tarifpflicht) und -bedingungen]; 

 4. die Besonderen Beförderungspreise und die Besonderen Beförderungsbedingungen einschließlich 
allfälliger vom Berechtigungsinhaber gewährten Begünstigungen nach Z 3 zeitgerecht der 
Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen (Genehmigungspflicht für Besondere 
Beförderungspreise und -bedingungen); 

 5. zur Einhaltung der Vorschriften der §§ 33 bis 35 über Haltestellen (Haltestellenpflicht); 
 6. die Fahrpläne, sofern in den Linienfahrzeugen keine Abfertigungsgeräte zum Einsatz gelangen auch 

eine Aufstellung der Fahrpreise (Tarifdreieck), sowie die Beförderungsbedingungen in den 
Linienfahrzeugen mitzuführen und den Fahrgästen auf Verlangen vorzulegen. Außer bei Verwendung 
einer Haltestellenanzeige im Linienfahrzeug hat dieser Fahrplan sämtliche Haltestellen der 
Kraftfahrlinie anzuführen. An den Haltestellen sind gut lesbare Fahrpläne oder Auszüge aus diesen 
(Durchfahrtszeiten) unter Angabe der die Kraftfahrlinien betreibenden Unternehmen anzuschlagen und 
zu erhalten. Die Beförderungspreise und die Fahrpläne sind im Österreichischen 
Kraftfahrlinienkursbuch auf Kosten des Berechtigungsinhabers amtlich zu veröffentlichen. In den 
Linienfahrzeugen ist die Betriebsführung sowie die Durchführung von Auftragsfahrten in der in § 22 
Abs. 4 angeführten Weise kenntlich zu machen (Publizitätspflichten). Die Fahrplandaten sind überdies 
an die Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften (§ 17 ÖPNRV-G 1999) für eine Veröffentlichung in 
einem Verbundkursbuch sowie für die Veröffentlichung über elektronische Medien zur Verfügung zu 
stellen. Bei Veröffentlichung in einem Verbundkursbuch, das zumindest alle Kraftfahrlinien des 
betreffenden Bundeslandes erfaßt, kann die amtliche Veröffentlichung der Fahrpläne im 
Österreichischen Kraftfahrlinienkursbuch unterbleiben; 

 7. jedem Fahrgast einen Fahrausweis auszufolgen, aus dem der Abfahrts- und Zielort oder die 
Gültigkeitszonen und der Fahrpreis und bei Zeitkarten überdies die Gültigkeitsdauer hervorgehen. Für 
entgeltlich befördertes Gepäck ist ein Gepäckschein auszugeben (Fahrscheinpflicht); 
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 8. zur Einhaltung der Vorschriften der §§ 13 Abs. 3, 22 Abs. 2 und 3, 31 Abs. 5, 35 Abs. 1 und 5 sowie 42 
Abs. 1 und 3 (Anzeige- und Meldepflichten); 

 9. zur Einhaltung der Vorschriften des § 45 Abs. 2 hinsichtlich der Organe der Aufsicht 
(Duldungspflichten); 

 10. für Ordnung, Sicherheit und Regelmäßigkeit des Betriebs zu sorgen. Der Berechtigungsinhaber ist, 
unbeschadet der Verpflichtungen des Zulassungsbesitzers, insbesondere dafür verantwortlich, daß sich 
die Linienfahrzeuge stets in verkehrs- und betriebssicherem Zustand befinden, und die bei ihm 
beschäftigten Personen die für ihre Tätigkeit maßgeblichen Vorschriften kennen und beachten 
(Ordnungs- und Beaufsichtigungspflicht); 

 11. für die Durchführung des Dienstes eine Dienstanweisung zu erlassen, soweit dies nach den 
Größenverhältnissen des Unternehmens erforderlich ist. Eine Dienstanweisung muß erlassen werden, 
wenn ein Leiter des Betriebsdienstes (§ 41) bestellt wurde (Dienstanweisungspflicht). 


